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34 Verordnung 


betr. weitere Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft. 
Vom 8. 3. 1932. 


Auf Grund von $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird fol⸗ 

gendes mit Geſetzeskraft verordnet: ۰ 
Artikel 1 
Wohnungsverteilungswirtſchaft 
81 
Ab 1. 4. 1932 dürfen freiwerdende Wohnungen 
a) im Bereich der Stadtgemeinde Danzig ſowie der Gemeinden Ohra und Emaus, ſoweit die 
Jahresfriedensmiete wenigſtens 600 M — 750 G beträgt, und 

b) im übrigen Staatsgebiet ohne Rückſicht auf die Jahresfriedensmiete 
an Wohnungsberechtigte vermietet werden, ohne daß es einer Mitwirkung der Wohnungsämter bedarf. 

In der Stadtgemeinde Danzig ſowie den Gemeinden Ohra und Emaus ſind weiterhin ab 1. 4. 
1933 freiwerdende Wohnungen in gleicher Weiſe an Wohnungsberechtigte frei vermietbar, wenn die 
Jahresfriedensmiete mindeſtens 288 M — 360 G beträgt. 


82 
Wohnungsberechtigte im Sinne von § 1 find: 
a) ſämtliche Danziger Staatsangehörige, | 
b) ſonſtige Wohnungſuchende, deren Wohnungsberechtigung anerkannt iſt. Zuſtändig für die 
Anerkennung der Wohnungsberechtigung iſt das Wohnungsamt, in deſſen Bezirk die Woh⸗ 
nung liegt. Die Wohnungsberechtigung kann befriſtet oder auch nach Größe, Miete oder 
anderen Geſichtspunkten beſchränkt und auch für ſolange widerruflich erklärt werden, als 
nicht ein Vertrag zuſtande gekommen it. 


Artikel Il 
Mieterſchutz 
8 1 a 
Die Bekanntmachung zum Schutze der Mieter DON 29. 12. 1920 (&. Bl. S. 11) und die auf 
ihrem Grunde ergangenen Verordnungen, Ermächtigungen, Anordnungen und ſonſtigen Beſtimmungen 
des Mieterſchutzes gelten ab 1. 4. 1932 nicht mehr 
a) hinſichtlich der Läden, gewerblichen Räume, Dienit-, Werk- und Hausmannswohnungen ſo⸗ 
wie möblierten Zimmer und zwar ohne Rücksicht auf die Höhe der Miete und 
b) hinſichtlich ſonſtiger Wohnungen, ſoweit die Jahresfriedensmiete mindeſtens 1000 M = 
1250 G beträgt, jedoch bedarf bei ihnen eine Kündigung ſeitens des Vermieters zu einem 
vor dem 1. 10. 1932 liegenden Termin der Zuſtimmung des Mietseinigungsamtes, 
e) hinſichtlich ſämtlicher im Unterkunftsbereich der Schutzpolizei befindlichen Mietwohnungen und 
der Mietwohnungen in eigenen Polizeigebäuden. 1 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 19. 3. 1982.) 
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8 2 
Die gemäß § 1 noch aufrecht erhaltenen Mieterſchutzbeſtimmungen gelten ab 1. 4. 1933 nur noch 
für den Bereich der Stadtgemeinden Danzig und Zoppot ſowie der Gemeinden Ohra und Emaus 
und werden mit dieſem Zeitpunkt für das übrige Staatsgebiet aufgehoben. 


53 
Hinſichtlich des Bereichs der Stadtgemeinden Danzig und Zoppot ſowie der Gemeinden Obra 
und Emaus treten weiterhin die Mieterſchutzbeſtimmungen außer Kraft 
a) ab 1. 4. 1933 hinſichtlich der Wohnungen, deren Jahresfriedensmiete mindeſtens 600 M — 
750 G beträgt und 
b) ab 1. 4. 1934 hinſichtlich der Wohnungen, deren Jahresfriedensmiete mindeſtens 288 M 
360 G beträgt. 
84 
Läden, Geſchäftsräume, Büroräume und Werkſtätten, die mit Wohnungen im räumlichen Zu— 
ſammenhang ſtehen, werden im Sinne von 88 19 als Wohnungen behandelt. Maßgeblich iſt bei 
ihnen die Jahresfriedensmiete für das geſamte Mietverhältnis. 


8 5 
Die Bekanntmachung zum Schutze der Mieter vom 29. 12. 1920 (G. Bl. S. 11) wird wie 
folgt geändert: 

„S 10 erhält folgenden zweiten Abſatz: 

Der Senat kann auch allgemein oder für einzelne Verwaltungsbezirke 

a) beſtimmen, daß das Einigungsamt in der Beſetzung nur mit einem Vorſitzenden, der zum 

Richteramt oder höheren Verwaltungsdienſt befähigt ſein muß, entſcheidet, 
b) die den Einigungsämtern zuſtehenden Befugniſſe dem zuſtändigen Amtsgericht übertragen.“ 


„ Artikel III 
Wohnungs baugeſetz 
8 1 
Ziffer 4 des § 1 des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetz) vom 
27. 3. 1925 (G. Bl. S. 79) in der zur Zeit geltenden Faſſung erhält unter Erſatz des letzten Punktes 
durch ein Komma folgenden Zuſatz: : 
„jedoch können Mieter und Vermieter auch eine andere Miete vereinbaren“. 


82 
a) Hinter dem erſten Satz von Ziffer 2 des $ 2 des Wohnungsbaugeſetzes iſt folgender Satz 
einzufügen: 
„Hat der Vermieter in Übereinſtimmung mit dem Mieter oder auf zwingende geſetzliche oder 
behördliche Beſtimmung Verbeſſerungen vorgenommen, ſo erhöht ſich der gemeine Mietwert 
unter angemeſſener Umlegung der vom Vermieter aufgewendeten notwendigen Koſten.“ 
b) Ziffer 2 des 8 2 des Wohnungsbaugeſetzes erhält folgenden Nachſatz: 
„Eine anderweitige Feſtſetzung des gemeinen Mietwertes hat rückwirkende Kraft nur bis zum 
Zeitpunkte des Eingangs des Antrages auf eine derartige Feſtſetzung bei dem zuſtändigen 
Mietseinigungsamt. ۲ 
83 


8 4 des Wohnungsbaugeſetzes erhält folgenden dritten Abſatz: 

„Der Wohnungsbauabgabe unterliegende Räume werden dadurch nicht abgabefrei, daß ſie durch 
Geſetz, Verordnung oder Anordnung frei vermietbar werden oder daß das Wohnungsamt ſich mit 
ihrer Verwendung für gewerbliche Zwecke einverſtanden erklärt oder auf die Bezeichnung von Mietern 
für ſie im Einzelfall verzichtet.“ ۱ ۱ 

8 4 


Das Wohnungsbaugeſetz erhält folgenden neuen § 7a: 


9 Wird die Jahresfriedensmiete nachträglich anläßlich von Verbeſſerungen, die der Vermieter in 


Übereinftimmung mit dem Mieter oder auf zwingende geſetzliche oder behördliche Beſtimmung vor— 
genommen hat, erhöht, ſo iſt die Abgabe nur von dem alten niedrigeren Satz zu entrichten.“ 
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8 5 | 
Anſtelle von § 8 Abi. 2 und 3 treten folgende Vorſchriften: A 
„(2) Von dem hiernach verbleibenden Reſt ſind ab 1. April 1932 zu verwenden Br 


a) 70 % des nach dem 31. 3. 1932 tatſächlich aufgekommenen Abgabebetrages zur Deckung 
des allgemeinen Finanzbedarfs, 
b) 30 % des nach dem 31. 3. 1932 tatſächlich aufgekommenen Abgabebetrages zu den in 
Abſatz 4 aufgeführten Zwecken. 75 
(3) Die Verteilung des Betrages aus Abſatz 2 a) zwiſchen Staat und Stadtgemeinde Danzig ۱ 
wird für jedes Rechnungsjahr durch den Staatshaushaltsplan feſtgelegt. Bei den übrigen Städten 1 
und Gemeinden fließen von dieſem Betrage dem Staate ¼, den Städten und Gemeinden , je nach ۱ 
dem örtlichen Aufkommen, zu. x 
(4) Die Verteilung des Betrages aus Abſatz 2 b) wird wie folgt geregelt: 
۱ a) 50 vom Hundert wird den Gemeinden zu Wohnungsbauzwecken überlaſſen, ۱ 
b) weitere 25 vom Hundert verbleiben den Gemeinden mit der ausdrücklichen Beſtimmung, da⸗ 
raus leiſtungsſchwachen Perſonen Mietbeihilfen zu gewähren. Wird der für Mietbeihilfen vor⸗ 


geſehene Betrag nicht aufgebraucht, ſo iſt der Reſt ebenfalls für Wohnungsbauzwecke zu vers : 3 
wenden, 2 
e) die reitlihen 25 vom Hundert ſind an den Senat abzuführen, der dieſen Betrag für Woh⸗ 5 
nungsbauzwecke entweder unmittelbar oder durch Vermittlung der Gemeinden zu verwenden 1 
hat. Eine Verwendung zum Bau von Dienſtwohnungen ſoll nicht ſtattfinden.“ ۷ 
Artitel IV 5 1 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 1 
۱ % Artikel y ۱ 
Der Senat kann zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung Rechtsverordnungen und ۱ 
allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 1 ۱ 
Danzig, den 8. März 1932. * ۱ 
Der Senat der Freien Stadt Danzig ۱ 
Dr. Ziehm Dr.-Ing. Althoff 8 
3⁵ Verordnung 
zur Anderung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Beamten, Geiſtlichen und Angeſtellten im Amt 
und im Ruheſtande ſowie ihrer Hinterbliebenen. 
Vom 11. 3. 1932. 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 32, 17, 18 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) und des Art. II des Geſetzes vom 13. Oktober 1931 (G. Bl. S. 743) wird folgendes mit 
Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel 1 | 
8 1 N 
Das Danziger Beſoldungsgeſetz vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) in der Faſſung des ۱ 
Artitel II des Geſetzes vom 13. Oktober 1 (G. Bl. S. 743) wird wie folgt geändert: ۱ ۲ 
J. Im § 14 Abſ. 1 Satz 1 wird der Satzteil „bis zum vollendeten 45. Lebensjahre“ ge 
ſtrichen. 1 
Il. 8 14 Abi. 2 erhält folgende Faſſung: 
„E) Die einſchränkende Beſtimmung im Abl. 1 gilt nicht für Geiſtliche, die planmäßige 
Stellen als ſolche innehaben und Seelſorge ausüben.“ | 3 
III. Im 8 18 Abſ. 4 (b) und 9۲8۲, 5 iſt die Zahl „50“ durch die Zahl „37“ zu erſetzen. ee, 
IV. Die Anlage 2 (Dienjtbezüge der nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) wird wie 
| folgt geändert: IE 
ae 1. Ziff. 1 erhält folgende Faſſung: Me, 25 


136 
„I. Die nichtplanmäßigen Beamten erhalten: 


Grundvergütung monatlich Dazu, ſoweit 
: e 2 کر‎ RENTE 1 nicht$ 14 u. §26 
als unmittelbare | im 1. und 2. | im 3. und 4. lim 5. Anwärter] nichts, 

Anwärter auf Anwärterdienſt⸗ Anwärterdienſt⸗ dienſtjahr, Abs 3 etwas 


jahr jahr anderes beſtim⸗ 

Planſtellen der] Verſorgungs⸗ Verſorgungs⸗ Verſorgungs- men, im !. biss. 
Beſoldungs⸗ anwärter im anwärter im anwärter im 5 

gruppe 1. Anwärter⸗ 2. u. 3. Anwärter“ 4. Anwärter⸗ ۱ رز اد‎ u 
dienſtjahr dienſtjahr dienſtjahr N Pau . 
. G 5 geldzuſchuß 


2 زد‎ EAT 308 | 369 421 IV 


A 3c, A 4 a 
und A4 b.. 257 298 339 IV 
A 4c bis A ۲ 205 236 267 V 
Ah, A5, A6 a 
und Ta, 175 200 222 V 
A6 b, A 7 b und 
A 8A An 154 173 190 
ee و ی‎ 139 147 154 VI 
۸ 9, A 10a und 
30۳0 134 144 154 VI 
تا بخ‎ ۱ 129 137 144 VI. 


2. In Ziff. 3 werden die Grundvergütungsſätze: 
134 — 144 — 154 — 164 — erſetzt durch die Sätze 134 — 139 — 147 — 154. 


82 ۳ 

(1) Die Ziff. IV der Sonderbeſtimmungen vom 19. März 1931 — PZI 1934/30 — (St. A. I 
S. 187) zur Ausführung von Vorſchriften des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 
(G. Bl. S. 329) wird mit Wirkung vom 1. April 1932 außer Kraft geſetzt. 

(2) Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters nach § 6 Abi. 1 des Danziger Beſoldungs— 
geſetzes iſt jedoch von einem Anwärterdienſtalter auszugehen, das ſich unter Anwendung der Ziff. IV 
der Sonderbeſtimmungen vom 19. März 1931 (St. A. 1 S. 187) ergibt. 

(3) Abſ. 1 gilt für die am 1. April 1932 im Dienſte befindlichen nichtplanmäßigen Be— 
amten mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Kürzung des Anwärterdienſtalters nach Abſ. 1 in 
jedem Falle eine ſolche von 2 Jahren tritt. 


Artikel Il 


dr 81 
Das Beamten-Ruheitandsgeiet vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 39) in der Faſſung des § 42 
des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) wird wie folgt geändert: 

J. Im 8 15 Abſ. 1 ſind Satz 2 und 3 durch folgenden Satz zu erſetzen: 
„Hinſichtlich des anzurechnenden Wohnungsgeldzuſchuſſes gelten die Ss 13 und 14 des Be— 
ſoldungsgeſetzes entſprechend.“ 

II. Im 8 50 Abſ. 2 erhält der Satz 2 folgende Faſſung: 

„Für die Berechnung der Abfindungsſumme gilt jedoch als letztes Monatseinkommen das 
zuletzt bezogene Grundgehalt (Grundvergütung) nebſt der etwaigen ruhegehaltsfähigen Zulage 
und dem etwaigen Ausgleichszuſchlag ſowie die Hälfte des Wohnungsgeldzuſchußſatzes der ver— 
heirateten Beamten.“ 
8 2 
In 8 16 Abi. 1 des Beamten-Hinterbliebenengeſetzes vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 53) in 
der Faſſung des § 43 des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) er⸗ 
hält der Satz 2 folgende Faſſung: 
99 „Für Stiefkinder, uneheliche Kinder, Pflegekinder und Enkel iſt die Kinderbeihilfe auch dann 
zu zahlen, wenn der Beamte dieſe zur Zeit ſeines Ablebens noch nicht bezogen hat, die Vor— 
ausſetzungen für ihre Gewährung aber erfüllt waren.“ 


137 
1 53 

(1) Bon dem im § 31 Abſ. 1 Satz 1 des Beamten-Ruheſtandsgeſetzes 9 Zeitpunkt 5 be⸗ 
trägt das Ruhegehalt der unmittelbaren Staatsbeamten höchſtens 75 v. H. des ruhegehaltsfähigen 
Dienſteinkommens. Das gleiche gilt für das nach § 20 des Geſetzes vom 9. Januar 1931 (G. Bl. 
S. 1) bewilligte Ruhegehalt. ۱ 

(2) Abſ. 2 gilt auch für die Berechnung der Bezüge der im Dienſtſtrafverfahren entlaſſenen Be⸗ 
amten, denen ein Teil des geſetzlichen Ruhegehalts auf Lebenszeit oder gewiſſe Jahre belaſſen iſt. 


8 4 

(1) Ergibt ſich bei der Berechnung eines Ruhegehalts ein Monatsbetrag von mehr als 1250 G, 
ſo wird, wenn der Betreffende in der Beſoldungsgruppe, aus der ſein Ruhegehalt zu berechnen iſt, 
weniger als 5 Jahre beſchäftigt geweſen iſt und ſeine ruhegehaltsfähige Dienſtzeit weniger als 40 Jahre 
beträgt, der Mehrbetrag gekürzt, und zwar: 

1. wenn die Beſchäftigung in der Beſoldungsgruppe mindeſtens 4 Jahre betragen hat, um 10 v. H., 
wenn ſie mindeſtens 3, aber nicht 4 Jahre betragen hat, um 20 v. H., 
wenn ſie mindeſtens 2, aber nicht 3 Jahre betragen hat, um 30 v. H., 
wenn ſie mindeſtens 1 Jahr, aber nicht 2 Jahre betragen hat, um 50 v. H., 
wenn ſie weniger als 1 Jahr betragen hat, um 75 v. H.; 
2. wenn die ruhegehaltsfähige Dienſtzeit mindeſtens 35 Jahre betragen hat, um 10 v. PR 
wenn ſie mindeſtens 30, aber nicht 35 Jahre betragen hat, um 20 v. H., 
wenn ſie mindeſtens 25, aber nicht 30 Jahre betragen hat, um 30 v. H., 
wenn ſie mindeſtens 20, aber nicht 25 Jahre betragen hat, um 50 v. H., 
wenn ſie weniger als 20 Jahre betragen hat, um 75 v. 9% 
Führt die Kürzung unter 1 und 2 zu verſchiedenen Ergebniſſen, ſo iſt das für den Betreffenden 
günſtigere Ergebnis maßgebend. 

(2) Keinesfalls darf aber der Betreffende ungünſtiger geſtellt werden, als wenn er in einer niedri- 
geren Beſoldungsgruppe, in der er früher beſchäftigt geweſen iſt, um die in der höheren Beſoldungs⸗ 
gruppe verbrachte Dienſtzeit länger verblieben und ſein Ruhegehalt aus dieſer niedrigeren Beſoldungs⸗ 
gruppe zu berechnen wäre. 

(3) Im Falle der Berechnung des Ruhegehalts nach Abſ. 2 gilt für die Anwendung der ver- 
ſorgungsrechtlichen Ruhensvorſchriften (3. B. § 26 Abi. 1 Nr. 2 des Beamten: Ruheſtandsgeſetz.) als das 
Einkommen, aus dem das Ruhegehalt berechnet iſt, das Einkommen, das der Berechnung des Ruhe⸗ 
gehalts nach Abſ. 1 zugrunde zu legen wäre. : 

(4) 9۲۵۲, 1 bis 3 finden auch Anwendung: ۱ 

1. auf das Dienſteinkommen der Beamten, die unter Belaſſung des vollen Gehalts vom Amte 
enthoben oder von ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden find, 

2. auf das Wartegeld nach $ 2 des Beamten-Muheſtandsgeſetzes mit der Maßgabe, daß die 

/ unter Bezug von Wartegeld im Warteſtand verbrachte Zeit bei der Berechnung der 1 

gehaltsfähigen Dienſtzeit nach Abſ. 1 Nr. 2 außer Betracht bleibt. 


8 5 

(1) Für die Berechnung des Witwen -und Waiſengeldes gilt $ 3 Abſ. 1 auch dann, wenn der 
Beamte vor dem im § 31 Abſ. 1 Satz 1 des Beamten-Ruheſtandsgeſetzes genannten Zeitpunkt Ders 
ſtorben iſt. 

(2) Das Witwengeld darf 54 v. H. des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens aus der Beſol⸗ 
dungsgruppe B 8 des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) nicht 
überſteigen. 

§ 6 


(1) Die 88 3 bis 5 dieſes Artikels gelten entſprechend: 
a) für die Geiſtlichen der Evangeliſchen e der altpreußiſchen Union und der Katholiſchen 
Kirche, 

b) für die Beamten der Gemeinden und Wenenbeverbände ſowie . ſonſtigen Körperſchaften 
; des öffentlichen Rechtes. 
Dienſtaufwandentſchädigungen ſind nicht ruhegehaltsfähig. ER 

(2) Für Wahlbeamte der Gemeinden uſw. findet, unbeſchadet der Vorſchrift des § 3, eine Stei⸗ 
gerung des Ruhegehalts über 80 v. H. des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens hinaus in keinem 
Falle ſtatt. 
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(3) Entgegenſtehende günſtigere Regelungen der Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie der 
ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ſind nicht anzuwenden; ungünſtigere Regelungen werden 
durch dieſen Artikel nicht berührt. 


5 7 

(1) 8 6 gilt entſprechend für ruhegeldähnliche Bezüge von Beamten ſowie für Wartegelder, Ruhe— 
gelder und ähnliche Bezüge, die auf Grund geſetzlicher Vorſchriften oder auf Grund ſtatutariſcher 
Beſtimmungen öffentlich-rechtlicher Körperſchaften oder aus einem anderen Rechtsgrund an nicht im Be— 
amtenverhältnis beſchäftigte Arbeitnehmer gewährt werden. Dies gilt auch für Hinterbliebene. 

(2) Die Bezüge im Sinne des Abſ. 1 dürfen, unbeſchadet der Vorſchriften des 5 3 und des 8 5 
Ab). 1 zuſammen mit den Renten aus der Sozialverſicherung 80 v. H. der Dienſtbezüge des letzten 
Jahres vor dem Ausſcheiden nicht überſteigen. 

8 8 

Zu den Körperſchaften des öffentlichen Rechtes im Sinne der SS 6 und 7 dieſes Artikels gehören 
auch die Anſtalten, Vereine und Stiftungen des öffentlichen Rechtes, die Verbände von Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes, Vereinigungen und Einrichtungen, deren Einkünfte mit mehr als der Hälfte 
von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes oder von den vorſtehend beſonders aufgeführten Körper— 
ſchaften uſw. oder von den im Satz 2 und 3 bezeichneten Unternehmungen herrühren. Unternehmungen, 
deren Geſellſchaftskapital ſich mit mehr als der Hälfte im Eigentum von Körperſchaften des öffent— 
lichen Rechtes einſchl. der im erſten Satze bezeichneten befindet, gelten ebenfalls als Körperſchaften des 
öffentlichen Rechtes im Sinne dieſes Artikels. Das gleiche gilt für Konzerngeſellſchaften (Tochter— 
geſellſchaften, Subtochtergeſellſchaften uſw.), wenn 0 Kapital und das Kapital der Zwiſchenglieder 
(Dachgeſellſchaft, Tochtergeſellſchaft, Subtochtergeſellſchaft uſw.) ſich je mit mehr als der Hälfte im 
Eigentum der übergeordneten Konzerngeſellſchaft oder von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ein— 
ſchließlich der im erſten und zweiten Satz bezeichneten befindet. Zu den Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes im Sinne der 88 6 und 7 gehören ferner Unternehmungen uſw., deren Riſiko auf Grund von Ge— 
ſetzen oder beſonderen Vereinbarungen von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes einſchl. der im 
Satz 1 bis 3 bezeichneten getragen wird. 

89 

Die dieſem Artikel entgegenſtehenden Vorſchriften — ausgenommen diejenigen der Verfaſſung —, 
ſind nicht anzuwenden. 

§ 10 

Mit Wirkung vom 1. April 1932 ſind die Bezüge der Ruhegehalts- und Wartegeldempfänger und 
der Hinterbliebenen nach den Vorſchriften dieſes Artikels neu feſtzuſetzen. 


Artikel III 
8 1 
(1) Vom 1. April 1932 ab werden nach Maßgabe des ٩ 2 gekürzt: 
1. die Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge leinſchließlich des Sterbevierteljahres) 
a) der unmittelbaren Staatsbeamten 
b) der Beamten des Volkstages 8 
c) der Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne des im Amt, 
Kommunalbeamtengeſetzes im Warteſtande 
d) der mit Ruhegeldberechtigung Angeſtellten des Staates, ſowie der 1 
Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne des Kommunalbeamten— \ und im 
geſetzes Ruheſtande, 
e) der Geiſtlichen der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union und 
der Katholiſchen Kirche 
2. die Verſorgungsbezüge der Hinterbliebenen der unter 1 a bis e fallenden Perſonen, 
3. die Dienſtbezüge der Poſtagenten, 
4. die Dienſtbezüge der auf Grund des Angeſtelltentarifvertrages vom 17. Juni 1930 (St. A.! 
S. 199) eingeſtellten Perſonen. 1 
(2) Zu den Dienſtbezügen im Sinne des Abſ. 1 gehören alle Geldbezüge, die fie mit Rüdjicht 


auf ihre hauptamtliche Dienſtleiſtung erhalten mit Ausnahme der Kinderbeihilfen, Dienſtaufwandent— 


ſchädigungen, Reiſekoſtenvergütungen, Beſchäftigungstagegelder, Wohnungsbeihilfen, Nachtdienſtent⸗ 


ſchadigungen und Umzugskoſtenvergütungen. Zu den Verſorgungsbezügen im Sinne des Abſ. 1 gehören 
nicht die Kinderbeihilfen. , Gar 
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8 2 f RS 
0 Die unter $ 1 fallenden Bezüge werden gekürzt, Te BAR 
a) ſoweit fie 300 G monatlich nicht überſteigen, um 11 v. H., 
b) ſoweit ſie 300 G, aber nicht 600 G monatlich überſteigen, um 12 v. H., 
c) ſoweit ſie 600 G, aber nicht 1200 G monatlich überſteigen, um 13 v. H., 
d) ſoweit ſie 1200 G monatlich überſteigen, um 14 v. 9. 

(2) Für die im Amt befindlichen Beamten der Kriminalpolizei, der Schutzpolizei einſchließlich 
Polizeiſchule und der Landjägerei treten an die Stelle der Kürzungsſätze nach Abſ. 1 ſolche von 7, 
10, 12 und 14 v. H. 

(3) Der monatliche Kürzungsbetrag nach Abſ. 1 und 2 iſt auf einen vollen Guldenbetrag nach 
unten abzurunden. 

(4) Die nach Abzug der Kürzung (Abſ. 1 bis 3) und der Feſtbeſoldetenſteuer verbleibenden 
unter $ 1 fallenden Bezüge dürfen höchſtens um einen Betrag in Höhe von 6 v. H. der ungekürzten 
Bezüge des § 1 hinter den Bezügen des § 1 zurückbleiben, die nach Abzug der Feſtbeſoldetenſteuer je⸗ 
weils zuſtändig geweſen wären, wenn die 88 1 bis 4 dieſes Artikels nicht gegolten hätten, Artikel II 
der Verordnung vom 13. Oktober 1931 (G. Bl. S. 744) in Kraft geblieben und die Feſtbeſoldeten⸗ 
ſteuer weiter nach den bis zum 31. März 1932 geltenden Vorſchriften erhoben worden wäre. Der hier— 
nach etwa zahlbare Mehrbetrag unterliegt nicht der Feſtbeſoldetenſteuer. 


53 
(1) Bei den Ruhegehaltsempfängern, deren Ruhegehalt nach bisher geltendem Rechte aus einem 
höheren Satze als 75 v. H. des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens zu berechnen war und die 
nunmehr nach Art. II S 3 ein Ruhegehalt von höchſtens 75 v. H. des ruhegehaltsfähigen Dienitein- 
kommens erhalten, vermindert ſich der Kürzungsſatz für die Zeit vom 1. April bis zum 30. Juni 1932, 
ſovweit ſich das Ruhegehalt von 80 auf 75 v. H. abſenkt, um 5 v. H., ۱ 
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(2) Abſ. 1 gilt entiprechend für die Witwen und Mailen, deren Witwen- und Waiſengeld nach 
Art. II 8 5 Abſ. 1 niedriger als nach bisher geltendem Rechte feſtzuſetzen iſt. 

(3) Bei Witwen, deren Witwengeld nach Art. II 8 5 Abi. 2 herabgeſetzt worden iſt, darf Art. 111 
SS 1 und 2 für die Zeit vom 1. April bis 30. Juni 1932 nicht angewendet werden. 


58 4 
Ob und wieweit Wartegelder, Ruhegehälter, Witwengelder und Waiſengelder zu ruhen haben, 
wird unter Zugrundelegung der ungekürzten Bezüge nach den geltenden Vorſchriften berechnet; der ſich er— 
gebende nichtruhende Betrag der Verſorgungsbezüge unterliegt der Kürzung. 


8 5 

Die Kinderbeihilfe für das erſte kinderbeihilfefähige Kind der unter § 1 fallenden Perſonen wird 
von 25 G auf 12,50 G monatlich herabgeſetzt. f 

Artikel IV 
§ 1 

(1) Dieſe 7 tritt mit dem 1. April 1932 in Kraft. Mit dem gleichen Feridun wird 
Art. II der Verordnung vom 13. Oktober 1931 (G. Bl. S. 744) aufgehoben. 

(2) Art. III dieſer Verordnung tritt mit dem 31. März 1934 außer Kraft. 


8 2 


(1) Die unter Art. III 8 1 fallenden Perſonen erhalten für die Zeit vom 1. April bis am 
30. Juni 1932 zu den nach Abzug der Feſtbeſoldetenſteuer zuſtändigen unter Art. III § 1 fallenden 


Dienſt- und Verſorgungsbezügen einen Zuſchuß jeweils in der Höhe, daß monatlich zuſammen der Bez 


trag erreicht wird, der für den Monat April 1932 nach Abzug der Feſtbeſoldetenſteuer zuſtändig ge⸗ 
weſen wäre, wenn Art. III 88 1 bis 4 dieſer Verordnung nicht gegolten hätte, Art. II der Ber: 
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ordnung vom 13. Oktober 1931 (G. Bl. S. 744) in Kraft geblieben und die Feſtbeſoldetenſteuer y ۳ 


weiter nach den bis zum 31. März 1932 geltenden Vorſchriften erhoben worden wäre. Der Zuſchuß 
5 iſt jedoch nur inſoweit zu gewähren, daß die unter Art. ۱۱ § 1 fallenden Bezüge nach Abzug der 
Feſtbeſoldetenſteuer und der Zuſchuß zuſammen den Betrag von 300 G monatlich nicht überſteigen. 
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(2) Für die unter Art. III 8 2 Abſ. 2 fallenden Beamten gilt Abſ. 1 auch über den 30. Juni 
1932 hinaus. 

(3) Der Zuſchuß (Abſ. 1 und 2) unterliegt nicht der Feſtbeſoldetenſteuer. 

Die zur Durchführung der Vorſchriften dieſer Verordnung erforderlichen Beſtimmungen erläßt der 
Senat. i 

Danzig, den 11. März 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinski-Keiſer 


36 Verordnung 
über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten. 
Vom 10. 3. 1932. 


Auf Grund des 8 1 Ziff. 18 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. S. 
719) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
۱ 81 
Der Steuer unterliegen ſämtliche nach den 88 2 und 3 des Einkommenſteuergeſetzes im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig ſteuerpflichtigen Perſonen, die nach Maßgabe dieſes Geſetzes als feſtbe— 
ſoldet zu betrachten ſind. 
8 2 


Als feſtbeſoldet im Sinne dieſes Geſetzes gelten: 
1. die Beamten und Angeſtellten 

a) der Freien Stadt Danzig, ihrer Gemeinden und Gemeindeverbände, 

b) des Ausſchuſſes für den Hafen und die Waſſerwege von Danzig, 

c) aller ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechtes einſchließlich der Träger der Sozial⸗ 
verſicherung, g ۱ 

d) der ausländiſchen Behörden und Einrichtungen mit behördlichem Charakter, die einen dienſt— 
lichen Sitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben, 

e) der Unternehmungen oder Einrichtungen, bei denen die unter ad) genannten Körper— 
ſchaften mit mehr als 50 v. H. beteiligt ſind oder die von dieſen Körperſchaften ganz oder 
überwiegend unterhalten werden, 

f) der Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts, 
g) anderer Unternehmungen und Geſellſchaften, ſoweit ihnen durch Geſetz die rechtliche Stellung 
von Beamten der Freien Stadt Danzig zuerkannt iſt; 
2. die Geiſtlichen der Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts, 
3. die Empfänger von Wartegeld, Ruhegehalt oder Ruhegeld, Witwen- und Waiſengeld und an— 
deren Bezügen und geldwerten Vorteilen, die vom Staat und den übrigen unter 1 und 2 be— 
zeichneten Körperſchaften, Unternehmungen, Einrichtungen uſw. gewährt werden. 


§ 3 ۱ 

(1) Bemeſſungsgrundlage für die Steuer find die im $ 32 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes 
bezeichneten Einnahmen mit Ausnahme der Kinderbeihilfen und der Zuſchüſſe, deren Freilaſſung von 
der Feſtbeſoldetenſteuer der Senat ausdrücklich angeordnet hat. 

(2) berſteigen die Einnahmen nach Abſ. 1 bei verheirateten, verwitweten und geſchiedenen Per— 
ſonen nicht den Betrag von 200 G monatlich, bei ledigen Perſonen nicht den Betrag von 167 8 
monatlich, ſo ſind dieſe Perſonen von der Steuer befreit. 

(3) Die Steuer wird inſoweit nicht erhoben, als dadurch die Einnahmen nach Abſ. 1 unter 
die in Abi. 2 erwähnte Grenze herabgeſetzt werden würden. 


8 4 
Die Steuer beträgt für Beamte, Geiſtliche und mit Ruhegehaltsberechtigung Angeſtellte im Amt, 
im Warteſtand und im Ruheſtand ſowie für deren Hinterbliebene ... 8 vom Hundert, 
für die ſonſtigen unter 8 2 fallenden Perſonen 6½½ „ ۷ 


der nach 8 3 Abs. 1 der Feſtbeſoldetenſteuer unterworfenen Einnahmen. 
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(1) Die Steuer wird von den nad) § 3 Abſ. 1 der Feſtbeſoldetenſteuer unterworfenen Einnahmen 
durch Einbehaltung eines Lohn— oder Gehaltsteiles erhoben. 
(2) Der Arbeitgeber hat die Steuer von den nach § 3 Abſ. 1 der Feſtbeſoldetenſteuer unter⸗ 


worfenen Einnahmen bei jeder Lohn⸗ oder Gehaltszahlung einzubehalten und die einbehaltenen Ber 


träge an die Steuerkaſſe abzuführen. 

(3) $ 73 des Einkommenſteuergeſetzes gilt auch für die nach dieſer Verordnung zu erhebende 
Steuer. 

§ 6 

(1) Die Feſtbeſoldetenſteuer wird bei der Berechnung des einkommenſteuerpflichtigen Einkommens 
abgezogen. 

(2) Das Gleiche gilt für die Berechnung des der Pfändung unterliegenden Teiles der Dienit- 
bezüge (Gehalt, Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen- und Waiſengeld) ſowie der Löhne ($ 850 Z. P. O. 
und Verordnung über Lohnpfändung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. 11. 1928 — 
G. Bl. S. 411 —). 

87 

Die Steuer fließt ausſchließlich dem Staate zu. 


5 8 
(1) Die Steuer wird zurückerſtattet, wenn während der Geltungsdauer dieſer Verordnung das 
Dienſtverhältnis ſeitens des Arbeitgebers aus einem nicht in der Perſon des Dienſtverpflichteten 
liegenden Grunde aufgelöit wird. 
(2) Ob die Vorausſetzungen für eine Rückerſtattung der Steuer gegeben ſind, entſcheidet der 
Senat endgültig. 
8 9 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß die Steuer erſt⸗ 
malig von den für April 1932 gezahlten Gehältern und Löhnen einzubehalten iſt. Von dem Qe 
nannten Zeitpunkt an tritt die Verordnung an die Stelle der Rechtsverordnung über die Erhebung 
einer Steuer von den Feſtbeſoldeten vom 30. 1. 1931 (G. Bl. S. 23) in der zur Zeit geltenden 
Faſſung. 
8 10 
Dieſe Verordnung tritt mit dem. 31. März 1934 außer Kraft. 
Danzig, den 10. März 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


37 Druckfehlerberichtigung. 
1. Auf Seite 129 des G. Bl. 1932 Kapitel III Abſchnitt 1 § 5 (1) muß es in der zweiten Zeile ſtatt 
„ausſchließlich“ heißen „einſchließlich“. 
2. Ebenda, Kapitel I Abſchnitt 1 8 10 muß es in der zweiten Zeile ſtatt „geſtellt“ heißen „zu⸗ 
geſtellt“. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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